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� Trotz des wachsenden Be-
darfs an preiswertem

Wohnraum gibt es immer wieder
Wohnungen mit erheblichen
Vernachlässigungen. Besonders
häufig davon betroffen sind
Wohnungsbestände von Unter-
nehmen, hinter denen interna-
tional tätige Anlegerfonds ste-
hen. In NRW trifft dies auf rund
450.000 Wohnungen zu.
Die Landesregierung will nun
mit einem Gesetz effektiver ge-
gen Vermieter von „Schrottim-
mobilien“ vorgehen. Im Ge-
spräch mit Silke Gottschalk, Ge-
schäftsführerin des Deutschen
Mieterbundes Nordrhein-West-
falen, stellte Bauminister Micha-
el Groschek die wichtigsten Eck-
punkte zum geplanten Woh-
nungsaufsichtsgesetz vor.
DDMMBB  NNRRWW::  Herr Groschek, was
waren die Gründe für das ge-
plante Wohnungsaufsichtsge-
setz?
MMiicchhaaeell  GGrroosscchheekk::  Die Wohnsi-
tuation hat sich in manchen
Stadtteilen im Laufe der letzten
Jahrzehnte verschlechtert: Eini-
ge Eigentümer in Nordrhein-
Westfalen haben ihre Wohnun-
gen vernachlässigt und sogar
verwahrlosen lassen. Eine En-
quetekommission des Landtags
hat sich in den vergangenen Mo-
naten intensiv mit diesen Problem-
immobilien befasst. Um die
Schwierigkeiten besser in den
Griff zu bekommen, hat sich die
Kommission in ihrem Schlussbe-
richt dafür ausgesprochen, die
Instrumente der Wohnungsauf-
sicht zu bündeln und zu stärken.
Diesen Auftrag haben wir zum
Anlass genommen, die Bestim-
mungen des Wohnungsauf-
sichtsrechts auf den Prüfstand
zu stellen und zu verbessern. Wir
wollen den Gemeinden ein wirk-
sames Instrument geben, um der
Verwahrlosung von Wohnraum
entgegenzuwirken.
DDMMBB  NNRRWW:: Wann wird das Ge-
setz in Kraft treten?
MMiicchhaaeell  GGrroosscchheekk:: Der Entwurf
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des Wohnungsaufsichtsgesetzes
liegt dem Landtag vor, der zu-
nächst eine Expertenanhörung
durchführen wird. Ohne der par-
lamentarischen Debatte vorgrei-
fen zu wollen, gehe ich davon
aus, dass das neue Wohnungs-
aufsichtsgesetz im ersten Quar-
tal 2014 verabschiedet wird und
in Kraft tritt.
DDMMBB  NNRRWW:: Was wird sich nach
dem Inkrafttreten für die Miete-
rinnen und Mieter verändern?
MMiicchhaaeell  GGrroosscchheekk:: Für die be-
troffenen Mieter wird sich vieles
zum Besseren ändern. Ich möch-
te auf einige Punkte hinweisen:
Vermieter, die ihre Wohnungen
nur als Renditeobjekt sehen und
sich ansonsten nicht um ihre Im-
mobilien kümmern, werden wir
mit dem neuen Gesetz das Leben
schwer machen. Die Wohnungs-
aufsicht kann zukünftig bereits
bei Verwahrlosung von Wohn-
raum tätig werden, also der Vor-
stufe eines Missstands. Dazu
zählt beispielsweise auch, dass
die sanitären Anlagen nicht nur
vorhanden sein, sondern auch
funktionieren müssen. Genauso
dürfen Aufzüge in mehrstöcki-
gen Häusern nicht über einen
unangemessen langen Zeitraum
defekt sein. Andernfalls kann die
Gemeinde gegen den Vermieter
vorgehen, der seinen Pflichten
aus dem Mietvertrag nicht nach-

kommt. Wir haben den Mietern
sogar erstmalig ein Informati-
onsrecht eingeräumt, damit sie
sich über die Anordnungen ge-
gen den Vermieter informieren
können.
DDMMBB  NNRRWW::  Was können betroffe-
ne Mieter selber tun? Welche Rol-
le spielen dabei die Kommunen?
MMiicchhaaeell  GGrroosscchheekk::  Die Mieter
können wie bisher ihre Rechte
aus dem Mietvertrag wahrneh-
men. Wenn der Vermieter hie-
rauf nicht reagiert und es sich
um erhebliche Beeinträchtigun-
gen handelt, dann können sie
sich an die kommunale Woh-
nungsaufsicht wenden. Diese
wird dann einschreiten und an
der Seite der Mieter ihre Rechte
gegenüber dem Vermieter ho-
heitlich durchsetzen. Das Woh-
nungsaufsichtsrecht ist ein Ge-
setz der Daseinsvorsorge.
DDMMBB  NNRRWW:: Wie ist die momenta-
ne rechtliche Situation im Falle
der Vernachlässigung/Überbe-
legung von Wohnraum?
MMiicchhaaeell  GGrroosscchheekk:: Derzeit bilden
die Paragraphen 40 bis 43 des Ge-

setzes zur Förderung und Nut-
zung von Wohnraum für das
Land Nordrhein-Westfalen die
Rechtsgrundlage, um gegen
Missstände bei Wohnraum vorzu-
gehen. Eine Vorschrift zur Über-
belegung von Wohnraum fehlt
bislang komplett. Deswegen
müssen wir hier nachsteuern.
DDMMBB  NNRRWW:: Wie wird sich der
Wohnungsmarkt Ihrer Einschät-
zung nach durch die Gesetzesini-
tiative verändern?
MMiicchhaaeell  GGrroosscchheekk::  Das Woh-
nungsaufsichtsgesetz stellt ein
klares Signal dar, dass wir in
NRW Verwahrlosung und die
Überbelegung von Wohnraum
nicht länger dulden werden. Ich
hoffe sehr, dass die Gemeinden
die neuen Instrumente konse-
quent einsetzen. Sie können
dann Bußgelder von bis zu
50.000 Euro verhängen, eine
Summe, die rücksichtslose Ver-
mieter abschrecken wird, da bin
ich mir sicher. Durch die Verhän-
gung von Bußgeldern wird
schließlich der wirtschaftliche
Vorteil der Vermieter abge-
schöpft. Hierdurch wird sich der
Wohnungsmarkt zum Positiven
verändern.                                                 �

Wohnraumförderung 2014
Das Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Ver-
kehr NRW hat die Eckpunkte über die Bestimmungen der sozia-
len Wohnraumförderung vorgestellt. Zum ersten Mal wird es
sich hierbei um ein mehrjähriges Förderprogramm von 2014 bis
2017 mit einem Fördervolumen von jährlich 800 Millionen Euro
handeln. Nicht abgeflossene Mittel sollen dabei jedoch nicht
mehr für das folgende Jahr zur Verfügung stehen. 
Unter dem Gesichtspunkt der Planungssicherheit begrüßt der
DMB NRW diese Neuerung. Aufgrund des stetig wachsenden
Bedarfs an bezahlbarem Wohnraum hätten wir eine Übertragung
der nicht abgeflossenen Mittel in das Folgejahr befürwortet.
Weiterhin begrüßt der Verband den erstmaligen Einsatz von Til-
gungsnachlässen für den Mietwohnungsbau in Höhe von zehn
Prozent in Gebieten mit angespannten Wohnungsmärkten.
Zur weiteren Belebung des öffentlich geförderten Wohnungs-
baus fordert der DMB NRW außerdem die Reduzierung des Ei-
genkapitals für Investoren auf zehn Prozent und die Verlänge-
rung der Bindungsfristen. Darüber hinaus setzt er sich ein für die
Wiederbelebung kommunaler Wohnungsunternehmen. Sie sol-
len wieder verstärkt öffentlich geförderten Wohnraum bauen.
Die Zahl dieser Wohnungen wird in den folgenden Jahren weiter
abnehmen. Dadurch steigen die Kosten der Unterkunft für die
Kommune weiter an und belasten die vielerorts angespannten
Haushalte noch zusätzlich.
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